Gefeh- Sammlung. 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


— Nr 43. 


(Nr. 6648.) Verordnung, betreffend die Einführung der Allgemeinen Deutſchen Wechſel— 
ordnung in die Herzogthümer Holſtein und Schleswig. Vom 13. Mai 
1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, für die Herzogthümer 
Holſtein und Schleswig, was folgt: a 


i SEHR 
Die in der Anlage A. kann Allgemeine Deutſche Wechſelordnung 


tritt nebſt den nachſtehenden Einführungsbeſtimmungen in den Herzogt ümern 
8 sog! 


, Holſtein und Schleswig am 1. Juli 1867. in Kraft. 


§. 2. 
Die Vollſtreckung des Wechſelarreſtes wird gemäß des letzten Abſatzes des 
Artikels 2. der Wechſelordnung ausgeſchloſſen: 


1) gegen die Mitglieder der beiden Häuſer des Landtages nach Maaßgabe 
des Artikels 84. der Verfaſſungs⸗Urkunde für den Preußiſchen Staat 
vom 31. Januar 1850. (Geſetz-Samml. S. 17.) 


2) gegen Perſonen des Soldatenſtandes, ſo lange ſie dem Dienſtſtande an⸗ 


gehören; Militair- und Civilbeamte find dem Wechſelarreſt unterworfen; 


gegen einen Beamten darf der Arreſt jedoch erſt dann vollſtreckt werden, 
wenn der vorgeſetzten Dienſtbehörde Anzeige erſtattet iſt und dieſelbe für 
die Vertretung des Beamten zu ſorgen vermocht hat; 


(ſegelfertig) iſt / 

4) gegen diejenigen, über deren Vermögen der Konkurs eröffnet ift, oder 
welche zur Güterabtretung zugelaffen worden find, wegen der früher ent⸗ 
ſtandenen Forderungen. | 
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Ausgegeben zu Berlin den 28. Mai 1867, 


3) gegen den Schiffer, die Schiffsmannſchaft, ſowie alle übrigen auf dem Se 
Schiffe angeftellten Perſonen, wenn das Steſchiff zum Abgehen fertig 


RER 
Hat ein Wechſelſchuldner fünf Jahre hindurch im Perſonalarreſt ſich be- 
funden, ſo kann er wegen der vor Ablauf der fünf Jahre entſtandenen Forderungen 


desjenigen Gläubigers, auf deſſen Antrag der Perſonalarreſt vollſtreckt worden 5 


iſt, nicht länger in Haft behalten werden. Eine Verlängerung der Haft über 
den erwähnten Zeitraum iſt nur dann zuläſſig, wenn der Gläubiger nachweiſt, 
daß dem Schuldner Befriedigungsmittel zu Gebote ſtehen. Die fünfjährige Dauer 
des Perſonalarreſtes hat auf das Recht eines anderen Wechſelgläubigers, wegen 
der ihm zuſtehenden Wechſelforderungen die Fortdauer des Perſonalarreſtes zu 
fordern, keinen Einfluß. Daſſelbe gilt von dem Gläubiger, auf deſſen Antrag 
der Perſonalarreſt vollſtreckt worden iſt, wegen der erſt nach Beendigung des 
fünfjährigen Arxeſtes entſtandenen Forderungen. 


H. 4. 


Die Amortiſation eines Wechſels iſt bei dem Wechſelgericht des Zahlungs⸗ 
ortes nachzuſuchen. Der Antragende muß eine Abſchrift des Wechſels beibringen 
oder doch den weſentlichen Inhalt deſſelben und alles das, was das Gericht zur 
vollſtändigen Erkennbarkeit für nöthig hält, angeben, auch den Beſitz und Verla 
glaubhaft machen. Das Gericht erläßt eine öffentliche Aufforderung, in welcher 
der Wechſel näher beſchrieben wird und der unbekannte Inhaber deſſelben auf⸗ 
zufordern iſt, binnen einer beſtimmten Friſt den Wechſel dem Gerichte vorzulegen, 
mit der Verwarnung, daß ſonſt der Wechſel werde für kraftlos erklärt werden. 
Die Aufforderung wird dreimal in drei verſchiedene Zeitungen und zwar in zwei 
inländiſche und in eine ausländiſche eingerückt. — Das Gericht iſt befugt, die Auf- 
forderung in mehrere Zeitungen einrücken zu laſſen, wenn dies nach den Um⸗ 
ſtänden angemeſſen erſcheint. — Die Friſt zur Meldung wird auf mindeſtens ſechs 
Monate und höchſtens Ein Jahr, vom Verfalltage ab gerechnet, beſtimmt. Wird 
von einem Inhaber der Wechſel vorgelegt, ſo iſt dem Antragſteller hiervon 
Kenntniß zu geben und ihm zu überlaſſen, ſein Recht gegen den 1 geltend 
zu machen. Meldet ſich kein Inhaber, ſo erklärt das Gericht auf weiteren An⸗ 
trag des Antragſtellers den Wechſel für amortiſirt. 


§. 5. 


Der Wechſelproteſt iſt durch einen öffentlichen Notar oder durch einen das 
Richteramt bekleidenden Beamten, oder den Stadtſekretair in den Städten, oder 


einen mit landesherrlicher Beſtallung verſehenen Aktuar in den Landdiſtrikten auf- ! 


zunehmen. 


. 6. 


Proteſte dürfen nur von 9 Uhr Vormittags bis 6 Uhr Abends, zu einer 
früheren oder ſpäteren Tageszeit aber nur mit Zuſtimmung des Proteſtaten m 
hoben werden. | s 5 1 


we. 


Auf Altona gezogene Bankowechſel find durch Abſchreiben an die Ham⸗ 
burger Bank zu bezahlen. 
§. 8. 
Bei einem in Altona in Hamburger Banko zahlbaren Wechſel vertritt die 
auf denſelben e Anweiſung, an welches Bankokonto der Betrag abgeſchrie⸗ 


ben werden ſoll (Banko⸗Indorſo), die Stelle der vor dem Empfange vorzuneh⸗ 
menden Quittirung des Wechſels. 


$. 9. 

Ein auf Altona, zahlbar Hamburg, gezogener Wechſel gilt, wenn nicht 
ein beſtimmter, in Hamburg wohnhafter Domi darauf et iſt, nicht als 
Domizilwechſel und iſt daher in Altona zur Zahlung zu präſentiren. Daſſelbe 
gilt auch im umgekehrten Falle, wenn ein Wechfel af Hamburg, zahlbar Altona, 
gezogen werden follte, 


$. 10. 
Die in den Artikeln 56. und 62. der Wechſelordnung enthaltene Vorſchrift 


der Präſentation des Wechſels an die auf den Zahlungsort lautenden Nothadreſſen 
gilt auch für Hamburgſche Nothadreſſen, welche ſich auf einem auf Altona ge⸗ 


8 zogenen, ſowie für Altonaer Nothadreſſen, welche fi) auf einem auf Hamburg 


gezogenen Wechſel befinden. 
K. 11. 


In Altona iſt es nach Maaßgabe des daſelbſt beſtehenden Gebrauchs dem 
Ehrenacceptanten geſtattet, die aß nt auf Verfall auch bereits vor erhobenem 
Proteſt zu leiſten. Er tritt durch ſolche Zahlung ebenfalls in die Rechte des 
Inhabers gegen den Honoraten, deſſen Vormänner und den Acceptanten und hat 
ſodann die zur Ausübung dieſer Rechte von der Wechſelordmug vorgeſchriebenen 
Förmlichkeiten an der Stelle des Inhabers ſeinerſeits zu erfüllen. 


K. 12. 


= Verfällt ein in Altona in Banko zahlbarer Wechſel während der Zeit des 
Hamburger Bankſchluſſes, ſo iſt der nächſte Werktag, an welchem die Bank wie⸗ 
der geöffnet iſt, der Zahltag. 


$. 18. 


In Altona muß der Betrag in Diskonto genommener Bankowechſel am 
aa der Ueberlieferung, der Betrag gekaufter Wechſel auf auswärtige Plätze am 
nächſtfolgenden Werktage bezahlt werden. 1 die Säumigen findet, vorbehalt⸗ 
lich eines nach den Umſtänden eintretenden Strafverfahrens, die ſchleunigſte ge⸗ 
richtliche Prozedur ſtatt. g En 
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Die zur Zeit in den Herzogthümern Holſtein und Schleswig geltenden 
wechſelrechtlichen Vorſchriften, insbeſondere die an (ee u für das Herzog⸗ 
thum Holſtein vom 23. Februar 1854. nebſt dem Geſetze über die Aenderungen 
derſelben vom 4. Juli 1863., die Wechſelordnung für die Stadt Flensburg vom 
17. Auguſt 1843., ſowie das Wechſelrecht der Stadt Friedrichſtadt, treten außer 
Kraft. Es bleiben jedoch die auf das Verfahren in Wechſelſachen ſich beziehenden 
Vorſchriften der §d. 101. bis 121. der Wechſelordnung für das Herzogthum 
Holſtein vom 23. Februar 1854., unbeſchadet des $. 3. der gegenwärtigen Ver: 
ordnung und unbeſchadet der in N der Zuſtändigkeit der Oberbeamten 
der Aemter und Landſchaften in einzelnen Gebieten durch ſpätere Verordnungen 
eingetretenen Aenderungen, ingleichen die auf Verwendung des Stempelpapiers 
ſich e Vorſchriften der $$. 4. und 87. der erwähnten Wechſelordnung 
in Geltung. 
Die in der letzteren über das Verfahren in Wechſelſachen in den $$. 103. 
bis inkl. 119. enthaltenen, in der Anlage B. abgedruckten me treten 
. auch für das Herzogthum Schleswig in Geltung. Die Zuſtändigkeit in Wechſel⸗ 
ſachen wird für die Landdiſtrikte des Herzogthums Schleswig denjenigen Gerich⸗ 
ten beigelegt, welche für die liquiden, af Urkunden beruhenden ſummariſchen 
Civilprozeſſe zuſtändig find, für die Städte des Herzogthums Schleswig dem 
Bürgermeiſter oder Stadtpräſidenten, und wenn mehrere Bürgermeiſter angeſtellt 
ſind, dem erſten Bürgermeiſter. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. Mai 1867. 
(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Anlage A. 5 


Allgemeine Deutſche Wechſelordnung. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Wechſelfaͤhigkeit. 


Artikel 1. 
Wechſelfähig iſt Jeder, welcher ſich durch Verträge verpflichten kann. 


Artikel 2. 


Der Wechſelſchuldner haftet für die Erfüllung der übernommenen Wechſel⸗ 
verbindlichkeit mit ſeiner Perſon und ſeinem Vermögen. Dem Wechſelgläubiger 
iſt geſtattet, neben der Exekution gegen die Perſon feines Schuldners gleichzeitig 
die Exekution in deſſen Vermögen zu ſuchen. 

Jedoch iſt der Wechſelarreſt nicht zuläſſig: 

1) gegen die Erben eines Wechſelſchuldners ; 

2) aus Wechſelerklärungen, welche für Korporationen oder andere juriſtiſche 
Perſonen, für Aktiengeſellſchaften oder in Angelegenheiten ſolcher Per⸗ 
ſonen, welche zu eigener Vermögensverwaltung unfähig ſind, von den 
Vertretern derſelben ausgeſtellt werden ; 

3) gegen Frauen, wenn ſie nicht Handel oder ein anderes Gewerbe treiben. 

Den Landesgeſetzen bleibt vorbehalten, die Vollſtreckung des Wechſelarreſtes 

auch noch auszuſchließen: ö i 

a) gegen die Mitglieder der Ständeverfammlung während der Dauer der 
eteren; ; 

b) gegen Offiziere und Soldaten, Auditeure und Militairärzte und ſonſtige 
Militairbeamte, ſo lange ſie ſich im aktiven Dienſt befinden; 

e) gegen Civilſtaatsdiener im aktiven Dienfte; 

d) gegen ordinirte Geiftliche; 

5 e) gegen den Schiffer, die Schiffsmannſchaft, ſowie alle übrigen auf dem 
i ei angeftellten Perſonen, wenn das Seeſchiff zum Abgehen fertig 
(ſegelfertig) it; 
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) wenn über das Vermögen des Schuldners der Konkurs eröffnet, 9 
er 


Ä | 674 | 
der Schuldner zur Güterabtretung zugelaffen worden ift, wegen der früher 
entſtandenen Forderungen, und 

g) wenn der Schuldarreſt wenigſtens Ein Jahr hindurch vollſtreckt worden 
iſt, wegen der früheren Forderungen desjenigen Gläubigers, welcher den 
Arreſt beantragt hat, ſofern derſelbe nicht nachweiſt, daß dem Schuldner 
Befriedigungsmittel zu Gebote ſtehen. | 


Artikel 3. 

Finden ſich auf einem Wechſel Unterſchriften von Perſonen, welche eine 
Wechſelverbindlichkeit überhaupt nicht, oder nicht mit vollem Erfolge eingehen 
können, ſo hat dies auf die Verbindlichkeit der übrigen Wechſelverpflichteten 
keinen Einfluß. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von gezogenen Wechſeln. 


J. Erforderniſſe eines gezogenen Wechſels. 
Artikel 4. 
Die weſentlichen Erforderniſſe eines gezogenen Wechſels ſind: 

1) die in den Wechſel ſelbſt aufzunehmende Bezeichnung als Wechſel, oder, 
wenn der Wechſel in einer fremden Sprache ausgeſtellt ift, ein jener 
Bezeichnung entſprechender Ausdruck in der fremden Sprache 

2) die Angabe der zu zahlenden Geldſumme; 

3) der Name der Perſon oder die Firma, an welche oder an deren Order 
gezahlt werden ſoll (des Remittenten) ), 

4) die Angabe der Zeit, zu welcher gezahlt werden ſoll; die Zahlungszeit 
kann für die geſammte Geldſumme nur eine und dieſelbe ſein und nur 
feſtgeſetzt werden | 

auf einen beſtimmten Tag, 

auf 0 00 . „ vista 2c.) oder auf eine beſtimmte Zeit 
nach Sicht 

auf eine beſtimmte Zeit nach dem Tage der Ausſtellung (nach dato), 

auf eine Meſſe oder einen Markt (Meß⸗ oder Markt⸗Wechſel) , 

5) a Unterſchrift des Ausſtellers (Traſſanten) mit feinem Namen oder ſeiner 

irma 

6) die Angabe des Ortes, Monatstages und Jahres der Ausſtellung ; 


7) der Name der Perſon oder die Firma, welche die Zahlung leiſten ſoll 


(des Bezogenen oder Traſſaten) / 
8) die 


E 


r Do 02 nn ange 


5 kraft. Das in einem Wechſel entha 


bei dem 
ilt für den 


Zahlung. geſhehen b 
15 als Zah⸗ 


5 tes, wo die N 
Namen oder der Firma des Bezogenen angegebene Ort 
Wechſel, inſofern nicht ein eigener Sahlungsde angegeben 
lungsort und zugleich als Wohnort des Bezogenen. 


Artikel 5. 


Itt die zu zahlende Geldſumme (Art. 4. Nr. 2.) in Buchſtaben und in 
en ausgedrückt, fo gilt bei Abweichungen die in Buchſtaben ausgedrückte 
umme. 


Iſt die Summe mehrmals mit Buchſtaben oder mehrmals mit Ziffern 
geſchrieben, ſo gilt bei Abweichungen die geringere Summe. 


Artikel 6. 


| Der Ausſteller kann fich ſelbſt als Remittenten (Art. 4. Nr. 3.) bezeichnen 
(Wechſel an eigene Order). : 

Desgleichen kann der Ausſteller ſich ſelbſt als Bezogenen (Art. 4. Nr. 7.) 
bezeichnen, ſofern die e e einem anderen Orte als dem der Ausſtellung 
geſchehen ſoll (traſſirt⸗ eigene Wechſel). 


Artikel 7. a 


Aus einer Schrift, welcher eines der weſentlichen Erforderniſſe eines Wechſels 

(Art. 4.) fehlt, entſteht keine wechſelmäßige Verbindlichkeit. Auch haben die auf 
eine ſolche Schrift geſetzten ee (Indoſſament, Accept, Aval) keine Wechſel⸗ 
ene Zinsverſprechen gilt als nicht geſchrieben. 


II. Verpflichtungen des Ausſtellers. 


Artikel 8. 
Der Ausſteller eines Wechſels haftet für deſſen Annahme und Zahlung 
wechſelmäßig. a 8 
III. Indoſſament. 


Artikel 9. 


Der Remittent kann den Wechſel an einen Anderen durch Indoſſament 
(Giro) übertragen. 
Hat jedoch der Ausſteller die Uebertragung im Wechſel durch die Worte 
nicht an Order“ oder durch einen gleichbedeutenden Ausdruck unterſagt, jo hat 
das Indoſſament keine e Wirkung. 12 8 


Artikel 10. 


Durch das Indoſſament gehen alle Rechte aus dem Wechſel auf den In⸗ 
Er, 6648) doſſatar 


doſſatar über, insbeſondere auch die Befugniß, den Wechsel weiter zu indoſſiren. 
Auch an den Ausſteller, Bezogenen, Acceptanten oder einen früheren Indoſſanten 
kann der Wechſel gültig indoſſirt und von denſelben weiter indoſſirt werden. 


Artikel 11. 


Das Indoſſament muß auf den Wechſel, eine Kopie deſſelben oder ein 
mit dem Wechſel oder der Kopie verbundenes Blatt (Alonge) geſchrieben werden. 


Artikel 12. 


Ein Indoſſament iſt gültig, wenn der Indoſſant auch nur ſeinen Namen 
oder ſeine Firma auf die Rückſeite des Wechſels oder der Kopie, oder auf die 
Alonge ſchreibt (Blanko-Indoſſament). 

Artikel 13. 

Jeder Inhaber eines Wechſels iſt befugt, die auf demſelben befindlichen 
Blanko - Indoffamente auszufüllen; er kann den Wechſel aber auch ohne dieſe 
Ausfüllung weiter indoſſiren. 

Artikel 14. 


Der Indoſſant haftet jedem ſpäteren Inhaber des Wechſels für 0 
Annahme und Zahlung wechſelmäßig. Hat er aber dem Indoſſamente die Be⸗ 
merkung „ohne Gewährleiſtung“, ohne „Obligo“ oder einen gleichbedeutenden 
Vorbehalt hinzugefügt, ſo iſt er von der Verbindlichkeit aus ſeinem Indoſſamente 


befreit. 
f Artikel 15. 


Iſt in dem Indoſſamente die Weiterbegebung durch die Worte „micht an 
Order“ oder durch einen gleichbedeutenden Ausdruck verboten, jo haben diejenigen, 
an welche der Wechſel aus der Hand des Indoſſatars gelangt, gegen den 5 
doſſanten keinen Regreß. 

Artikel 16. 


Wenn ein Wechſel indoſſirt wird, nachdem die für die Proteſterhebung 
Mangels Zahlung beſtimmte Friſt abgelaufen iſt, jo erlangt der Indoſſatar die 
Rechte aus dem etwa vorhandenen Accepte gegen den Bezogenen und Re⸗ 
Hoffer b gegen diejenigen, welche den Wechjel nach Ablauf dieſer Friſt in⸗ 
oſſirt haben. 

Iſt aber der Wechſel vor dem Indoſſamente bereits Mangels Zahlung 
proteſtirt worden, ſo hat der Indoſſatar nur die Rechte ſeines Indoſſanten gegen 
den Acceptanten, den Ausſteller und diejenigen, welche den Wechſel bis zur Pro⸗ 
teſterhebung indoſſirt haben. Auch iſt in einem ſolchen Falle der Indoſſant nicht 
wechſelmäßig verpflichtet. ei 

rtikel 17. 


ft dem Indoſſamente die Bemerkung „zur Einkaſſirung“, „in Prokura / 5 
oder eine andere, die Bevollmächtigung ausdrückende Formel beigefügt we, 
0 


Re 0 — m 


fo überträgt das Indoſſament das Eigenthum an dem Wechsel nicht, ermächtigt 


aber den Indoſſatar zur Einziehung der Wechſelforderung, Proteſterhebung und 
Benachrichtigung des Vormannes ſeines Indoſſanten von der unterbliebenen 


Zahlung (Art. 45.), fo wie zur Einklagung der nicht bezahlten und zur Erhebung 
der deponirten Wechſelſchuld. Ein ſolcher Indoſſatar iſt auch berechtigt, dieſe 


Befugniß durch ein weiteres Prokura⸗Indoſſament einem Anderen zu übertragen. 


Dagegen iſt derſelbe zur weiteren Begebung durch eigentliches Indoſſament ſelbſt 
a 181 et befugt, wenn dem Prokura⸗Indoſſamente der Zuſatz „oder Order“ hin⸗ 
zugefügt iſt. 


IV. Präſentation zur Annahme. 


0 Artikel 18. 


Der Inhaber eines Wechſels iſt berechtigt, den Wechſel dem Bezogenen 
ſofort zur Annahme zu präſentiren und in Ermangelung der Annahme Proteſt 
erheben zu laſſen. Eine entgegenſtehende Uebereinkunft hat keine wechſelrechtliche 


Wirkung. 

Nur bei Meß⸗ oder Markt⸗Wechſeln findet eine Ausnahme dahin ſtatt, 
daß ſolche Wechſel erſt in der an dem Meß⸗ oder Markt⸗Orte geſetzlich be⸗ 
ſtimmten Präſentationszeit zur Annahme präſentirt und in Ermangelung der⸗ 
elben proteſtirt werden können. Der bloße Beſitz des Wechſels ermächtigt zur 


Präſentation des Wechſels und zur Erhebung des Proteſtes Mangels Annahme. 


Artikel 19. 
Eine Verpflichtung des Inhabers, den Wechſel zur Annahme zu präſen⸗ 


in tiren, findet nur bei Wechſeln ſtatt, welche auf eine beſtimmte Zeit nach Sicht 


lauten. Solche Wechſel müſſen bei Verluſt des wechſelmäßigen Anſpruchs gegen 
die Indoſſanten und den Ausfteller, nach Maaßgabe der beſonderen im Wechſel 


der Ausſtellung zur Annahme präſentirt werden. Hat ein In 


Dat 


enthaltenen Beſtimmung und in Ermangelung derſelben binnen 9 Jahren nach 
oſſant auf einen 
Wechſel dieſer Art ſeinem Indoſſamente eine beſondere Präſentationsfriſt hinzu⸗ 


innerhalb dieſer Friſt zur Annahme präſentirt worden iſt. 


gefügt, fo erliſcht feine wechſelmäßige Verpflichtung, wenn der Wechſel nicht 


Artikel 20. 


Wenn die Annahme eines auf beſtimmte Zeit nach Sicht geſtellten Wechſels 
nicht zu erhalten iſt, oder der Bezogene die Datirung feines Acceptes verweigert, 
5 muß der Inhaber bei Verluſt des wechſelmäßigen Anſpruchs gegen die In⸗ 

oſſanten und den Ausſteller die rechtzeitige Präſentation des Wechſels durch einen 


0 innerhalb der Präſentationsfriſt (Art. 19.) erhobenen Proteſt feſtſtellen laſſen. 


Der Proteſttag gilt in dieſem Falle für den Tag der Präſentation. 

Iſt die Proteſterhebung unterblieben, fo wird gegen den Acceptanten, 
welcher die Datirung feines Acceptes unterlaſſen hat, die Verfallzeit des Wechſels 
vom letzten Tage der Präſentationsfriſt an gerechnet. 
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V. Annahme (Acceptatio n). 


Artikel 21. 
Die Annahme des Wechſels muß auf dem Wechſel ſchriftlich geſchehen. 
5 Jede auf den Wechſel geſchriebene und von dem Bezogenen unkerſchriebene 
Erklärung gilt für eine unbeſchränkte Annahme, ſofern nicht in derſelben aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen iſt, daß der Bezogene entweder überhaupt nicht oder nur 
unter gewiſſen Einſchränkungen annehmen wolle. 

Gleichergeſtalt gilt es für eine unbeſchränkte Annahme, wenn der Bezogene 
ohne weiteren Beiſatz feinen Namen oder feine Firma auf die Vorderſeite des 
Wechſels ſchreibt. 

Die einmal erfolgte Annahme kann nicht wieder zurückgenommen werden. 


Artikel 22. 
Der Bezogene kann die Annahme auf einen Theil der im Wechſel ver⸗ 
ſchriebenen Summe beſchränken. a 
Werden dem Accepte andere Einſchränkungen beigefügt, fo wird der Wechfel 
einem ſolchen gleichgeachtet, deſſen Annahme gänzlich verweigert worden iſt, der 
Acceptant haftet aber nach dem Inhalte ſeines Acceptes wechſelmäßig. 


Artikel 23. 

Der Bezogene wird durch die Annahme wechſelmäßig verpflichtet, die von 

ihm acceptirte Summe zur Verfallzeit zu zahlen. 1 85 

Auch dem Ausſteller haftet der Bezogene aus dem Accepte wechſelmäßig. 
Dagegen ſteht dem Bezogenen kein echſelrecht gegen den Ausſteller zu. 


Artikel 24. 


A in dem Wechſel ein vom Wohnorte des Bezogenen verſchiedener 
Zahlungsort (Art. 4. Nr. 8.) angegeben (Domizilwechſel), ſo iſt, inſofern dern 
Wechſel nicht ſchon ergiebt, durch wen die Zahlung am Zahlungsorte erfolgen 2 
ſoll, dies vom Bezogenen bei der Annahme auf dem Wechſel zu bemerken. Iſt 
dies nicht geſchehen, ſo wird angenommen, daß der Bezogene ſelbſt die Zahlung 
am Zahlungstage leiſten wolle. x 
Der Ausfteller eines Domizilwechſels kann in demſelben die Präſentation 
zur Annahme vorſchreiben. Die Nichtbeobachtung dieſer Vorſchrift hat den 
Verluſt des Regreſſes gegen den Ausfteller und die Indoſſanten zur Folge. 


VI. Regreß auf Sicherſtellung. 
1. Wegen nicht erhaltener Annahme. 


Artikel 25. 


Wenn die Annahme eines Wechſels überhaupt nicht, oder unter Ein⸗ 
ſchränkungen, oder nur auf eine geringere Summe erfolgt iſt, ſo Im Dr In⸗ 
da 


'oſſanten und der Aussteller wechſelmäßig verpflichtet, gegen Aushändigung des, 
Mangels Annahme aufgenommenen Proteſtes genügende Sicherheit dahin au 
eiſten, daß die Bezahlung der im Wechſel verſchriebenen Summe oder des nicht 
2 een Betrages, ſowie die Erſtattung der durch die Nichtannahme ver⸗ 

anlaßten Koſten am Verfalltage erfolgen werde. A 

Jedoch find dieſe Perſonen auch befugt, auf ihre Koſten die ſchuldige 

Summe bei Gericht oder bei einer anderen, zur Annahme von Depoſiten 1 
tigten Behörde oder Anſtalt niederzulegen. 5 


* Artikel 26. 


Der Remittent, ſo wie jeder Indoſſatar wird durch den Beſitz des, Man⸗ 
gels Annahme aufgenommenen Proteſtes ermächtigt, von dem Ausſteller und 
den übrigen Vormännern Sicherheit zu fordern und im Wege des Wechſel— 
prozeſſes darauf zu klagen. 

Der Regreßnehmer iſt hierbei an die Folgeordnung der Indoſſamente und 
die einmal getroffene Wahl nicht gebunden. : 

Der Beibringung des Wechſels und des Nachweiſes, daß der Regreßnehmer 
ſeinen Nachmännern ſelbſt Sicherheit beſtellt habe, bedarf es nicht. 


5 Artikel 27. 
8 Die beſtellte Sicherheit haftet nicht blos dem Regreßnehmer, ſondern auch 
allen übrigen Nachmännern des Beſtellers, inſofern ſie gegen ihn den Regreß 
auf Sicherſtellung nehmen. Dieſelben find weitere Sicherheit zu verlangen nur 
in dem Falle berechtigt, wenn ſie gegen die Art oder Größe der beſtellten Sicher⸗ 
heit Einwendungen zu begründen vermögen. . 5 


Artikel 28. 
Die beſtellte Sicherheit muß zurückgegeben werden: 


1) ſobald die vollſtändige Annahme des Wechſels nachträglich erfolgt ift; 

2) wenn gegen den Regreßpflichtigen, welcher ſie beſtellt hat, binnen Jahres⸗ 
friſt, vom Verfalltage des Wechſels an gerechnet, auf Zahlung aus dem 
Wechſel nicht geklagt worden iſt , a 

3) wenn die Zahlung des Wechſels erfolgt oder die Wechſelkraft deſſelben 
erloſchen iſt. i 


2. Wegen Unficherheit des Acceptanten. 
Artikel 29. 


N Iſt ein Wechſel ganz oder theilweiſe angenommen worden, ſo kann in 

Betreff der acceptirten Summe Sicherheit nur gefordert werden: 

1) wenn über das Vermögen des Acceptanten der Konkurs (Debitverfahren, 
Falliment) eröffnet worden iſt oder der Acceptant auch nur ſeine Zah⸗ 

lungen eingeſtellt hat / 8 5 2 N 
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z 


ae 


2) wenn nach Ausſtellung des Wechſels eine Exekution in das Vermögen 
des Acceptanten fruchtlos ausgefallen oder wider denſelben wegen Er⸗ 
füllung einer Zahlungsverbindlichkeit die Vollſtreckung des Perſonal⸗ 
arreſtes verfügt worden iſt. 


Wenn in dieſen Fällen die Sicherheit von dem Acceptanten nicht geleiſtet 
und dieſerhalb Proteſt gegen denſelben erhoben wird, auch von den auf dem 
Wechſel etwa benannten Nothadreſſen die Annahme nach Ausweis des Proteſtes 
nicht zu 11 iſt, ſo kann der Inhaber des Wechſels und jeder Indoſſatar 

egen Auslieferung des Proteſtes von ſeinen Vormännern Sicherſtellung fordern 

0 rtikel 25—28.). Der bloße Beſitz des Wechſels vertritt die Stelle einer Voll⸗ 
macht, in den Nr. 1. und 2. genannten Fällen von dem Acceptanten Sicherheits: 
beſtellung zu fordern, und wenn ſolche nicht, zu erhalten iſt, Proteſt erheben 
zu laſſen. 

Der Wechſelinhaber iſt berechtigt, in den Nr. 1. und 2. genannten Fällen 
auch von dem Acceptanten im Wege des Wechſelprozeſſes Sicherheitsbeſtelung 
zu fordern. 

* 


VII. Erfüllung der Wechſelverbindlichkeit. 
1. Zahlungstag. 
Artikel 30. 


Iſt in dem Wechſel ein beſtimmter Tag als Gabun eg bezeichnet, fo 
tritt die Verfallzeit an dieſem Tage ein. Iſt die Zah ungszeit auf die Mitte 
eines Monats geſetzt worden, ſo iſt der Wechſel am 15. dieſes Monats fällig. 
Iſt die Zahlungszeit auf Anfang oder iſt ſie auf Ende eines Monats geſetzt 
worden, ſo iſt darunter der erſte oder letzte Tag des Monats zu verſtehen. 


Artikel 31. 


Ein auf Sicht geſtellter Wechſel iſt bei der Vorzeigung fällig. Ein ſolcher 
Wechſel muß bei Verluſt des wechſelmäßigen Anſpruchs gegen die Indoſſanten 
und den Ausſteller nach Maaßgabe der beſonderen im Wechſel enthaltenen Be⸗ 
ſtimmung, und in Ermangelung derſelben binnen zwei Jahren nach der Aus⸗ 
ſtellung zur Zahlung präſentirt werden. Hat ein Indoſſant auf einem Wechſel 
dieſer Art ſeinem Indoſſamente eine beſondere Präſentationsfriſt hinzugefügt, ſo 
erliſcht ſeine wechſelmäßige Verpflichtung, wenn der Wechſel nicht erh dieſer 
Friſt präſentirt worden iſt. 


Artikel 32. 


Bei Wechſeln, welche mit dem Ablaufe einer beſtimmten Friſt nach Sicht 

oder nach Dato zahlbar ſind, tritt die Verfallzeit ein: 7 
1) wenn die Friſt nach Tagen beftimmt iſt, an dem letzten Tage der Frist; ö 

bei Berechnung der Fut wird der Tag, an welchem der nach 929 2 

i ; zu ei 


r 


zeit 


zu prüfen, iſt der Zahlende nicht verpflichtet. 


* I 


zahlbare Wechsel ausgeſtellt oder der nach Sicht zahlbare zur Annahme 5 
präſentirt iſt, nicht mitgerechnet ; g 
2) wenn die Friſt nach Wochen, Monaten, oder einem, mehrere Monate 
umfaſſenden Zeitraume (Jahr, halbes Jahr, Vierteljahr) beſtimmt iſt, an 
demjenigen Tage der Jahlungswoche oder des Zahlungsmonats, der 
durch feine Benennung oder Zahl dem Tage der Ausſtellung oder Prä⸗ 
ſentation entſpricht ; fehlt dieſer Tag in dem Zahlungsmonate, ſo tritt 
die Verfallzeit am letzten Tage des on ein. 
Der Ausdruck „halber Monat“ wird einem Zeitraume von 15 Tagen 


leichgeachtet. Iſt der Wechſel auf einen oder mehrere ganze Monate und einen 
halben Monat geftellt, fo find die 15 Tage zuletzt zu zählen, 


i Artikel 33. 
Reſpekttage finden nicht ſtatt. 


Artikel 34. 


Iſt in einem Lande, in welchem nach altem Style 5 1 5 wird, ein im 
Inlande zahlbarer Wechſel nach Dato ausgeſtellt, und dabei nicht bemerkt, daß 
der Wechſel nach neuem Style datirt ſei, oder iſt derſelbe nach beiden Stylen 
datirt, ſo wird der Verfalltag nach demjenigen Kalendertage des neuen Styls 
berechnet, welcher dem nach altem Style ſich ergebenden Tage der Ausſtellung 
entſpricht. 5 

Artikel 35. 


Meß⸗ oder Marktwechſel werden zu der durch die Geſetze des Meß- oder 
Marktortes beſtimmten Zahlungszeit, und in Ermangelung einer ſolchen Feſt⸗ 
ſetzung an dem Tage vor dem geſetzlichen Schluſſe der Nele oder des Marktes 
Et Dauert die Meſſe oder der Markt nur Einen Tag, fo tritt die Verfall- 
es Wechſels an dieſem Tage ein. 


2. Zahlung. 


Artikel 36. 


Der Inhaber eines indoſſirten Wechſels wird durch eine zuſammenhängende, 
bis u ihn hinuntergehende Reihe von Indoſſamenten als Eigenthümer des 


Wechſels legitimirt. Das erſte Indoſſament muß demnach mit dem Namen des 


Remittenten, jedes folgende Indoſſament mit dem Namen desjenigen unterzeichnet 
ſein, welchen das unmittelbar vorhergehende Indoſſament als Indoſſatar benennt. 


Wenn auf ein Blanko-⸗Indoſſament ein weiteres Indoſſament pigtı fo wird 
angenommen, daß der Ausſteller des letzteren den Wechſel durch 
Igndoſſament erworben hat. Ausgeſtrichene le werden bei Prüfung 


as Blanko⸗ 
der e d als nicht geſchrieben angeſehen. Die Echtheit der Indoſſamente 
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Artikel 37. 


Lautet ein Wechſel auf eine Münzſorte, welche am e keinen 
Umlauf hat, oder auf eine Rechnungswährung, ſo kann die Wechſe 

ihrem Werthe zur Verfallzeit in der Landesmünze gezahlt werden, ſofern nicht 
der Ausſteller durch den Gebrauch des Wortes „effektiv /“ oder eines ähnlichen 


Zuſatzes die Zahlung in der im Wechſel benannten Münzſorte ausdrücklich be⸗ 


ſtimmt hat. 
Artikel 38. 


Der Inhaber des Wechſels darf eine ihm angebotene Theilzahlung ſelbſt 
dann nicht au wenn die Annahme auf den ganzen Betrag der ver- 
ſchriebenen Summe erfolgt iſt. 


Artikel 39. 


Der Wechſelſchuldner iſt nur gegen Aushändigung des quittirten Wechſels 
ia zahlen verpflichtet. Hat der Wechſelſchuldner eine Theilzahlung geleiſtet, ſo 
ann derſelbe nur verlangen, daß die Zahlung auf den Wechſel abgeſchrieben und 
ihm Quittung auf einer Abſchrift des Wechſels ertheilt werde. ö 


Artikel 40. 


Wird die Zahlung des Wechſels zur Verfallzeit nicht gefordert, ſo iſt der 
Acceptant nach Ablauf der für die e d Mangels lung beſtimmten 
Friſt befugt, die Wechſelſumme auf Gefahr und Koſten des Inhabers bei Gericht 
oder bei einer anderen zur Annahme von Depoſiten ermächtigten Behörde oder 
Anſtalt niederzulegen. Der Vorladung des Inhabers bedarf es nicht. 


VIII. Regreß Mangels Zahlung. 
. Artikel 41. 
ER Zur Ausübung des bei nicht erlangter Zahlung ſtatthaften Regreſſes gegen 
den Ausſteller und die Indoſſanten iſt erforderlich: 
1) daß der Wechſel zur Zahlung präſentirt worden iſt, und 


2) daß ſowohl dieſe Präſentation, als die e der Zahlung durch 
einen rechtzeitig darüber aufgenommenen Proteſt argethan wird. 


Die Erhebung des Proteſtes iſt am Zahlungstage zuläſſig; ſie muß aber 
ſpäteſtens am zweiten Werktage nach dem Zahlungstage geſchehen. 


Artikel 42. 


ſumme nach | 


Die Aufforderung, keinen Proteſt erheben zu laſſen („ohne Proteſt“, „ohne 5 
Koſten “ c.), gilt als Erlaß des Proteſtes, nicht aber als Erlaß der Pflicht I 15 
recht- 


rechtzeitigen Präſentation. Der Wechſelverpflichtete, von welchem jene Aufforde⸗ 
rung ausgeht, muß die Beweislaſt übernehmen, wenn er die rechtzeitig geſchehene 
Präſentation in Abrede ſtellt. Gegen die Pflicht zum Exſatze der Hrötefttoſten 
ſchützt jene Aufforderung nicht. 


Artikel 43. 5 

Domizilirte Wechſel ſind dem Domiziliaten, oder wenn ein ſolcher nicht 

benannt iſt, dem Bezogenen ſelbſt an demjenigen Orte, wohin der Wechſel 

domizilirt iſt, zur Zahlung zu präſentiren, und wenn die Zahlung unterbleibt, 

dort zu proteſtiren. Wird die rechtzeitige Proteſterhebung beim Domiziliaten 

verabſäumt, ſo geht dadurch der wechſelmäßige Anſpruch nicht nur gegen den 
Ausſteller und die Indoſſanten, ſondern auch gegen den Acceptanten verloren. 


Artikel 44. 

Zur Erhaltung des Wechſelrechts gegen den Acceptanten bedarf es, mit 
Ausnahme des im Artikel 43. erwähnten Falles weder der Präſentation am 
Zahlungstage, noch der Erhebung eines Proteſtes. 

Artikel 45. 
Der Inhaber eines Mangels Zahlung proteſtirten Wechſels ift verpflichtet, 


ſeinen unmittelbaren Vormann innerhalb zweier Tage nach dem Tage der Proteſt⸗ 


erhebung von der Nichtzahlung des Wechſels ſchriftlich zu benachrichtigen, zu 
welchem Ende es genügt, wenn das Benachrichtigungsſchreiben innerhalb dieſer 
Friſt zur Poſt gegeben iſt. Jeder benachrichtigte Vormann muß binnen derſel⸗ 
ben, vom Tage des empfangenen Berichts zu berechnenden Friſt ſeinen nächſten 
Vormann in gleicher Weiſe benachrichtigen. Der Inhaber oder Indoſſatar, 
welcher die Benachrichtigung unterläßt oder dieſelbe nicht an den unmittelbaren 
Vormann ergehen läßt, wird hierdurch den ſämmtlichen oder den überſprungenen 
Vormännern zum Erſatze des aus der unterlaſſenen Benachrichtigung entſtandenen 
Schadens verpflichtet. Auch verliert derſelbe gegen dieſe Perſonen den Anſpruch 
auf Zinſen und Koſten, ſo daß er nur die Wechſelſamme zu fordern berech⸗ 
tigt iſt. 
5 Artikel 46. 


Kommt es auf den Nachweis der dem Vormanne rechtzeitig gegebenen 
ſchriftlichen Benachrichtigung an, ſo genügt zu dieſem Zwecke der durch ein Poſt⸗ 
atteſt geführte Beweis, daß ein Brief von dem Betheiligten an den Adreſſaten 
an dem angegebenen Tage abgeſandt iſt, ſofern nicht dargethan wird, daß der 
angekommene Brief einen anderen Inhalt gehabt hat. Auch der Tag des Empfanges 
der 5 ſchriftlichen Benachrichtigung kann durch ein Poſtatteſt nachgewieſen 
werden. a 


Artikel 47. 


Hat ein Indoſſant den Wechſel ohne Hinzufügung einer Ortsbezeichnung 
(Nr. 6648.) a f wei⸗ 
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weiter begeben ſo iſt der Vormann deſſelben von der unterbliebenen Zahlung | 
zu benachrichtigen. g 
Artikel 48. 


Jeder Wechſelſchuldner hat das Recht, gegen Erſtattung der Wechſelſumme 
nebſt Zinſen und Koſten die Auslieferung des quittirten Wechſels und des wegen 
Nichtzahlung erhobenen Proteſtes von dem Inhaber zu fordern. 

Artikel 49. 

Der Inhaber eines, Mangels Zahlung proteſtirten Wechſels kann die 
Wechſelklage gegen alle Wechſelverpflichtete oder auch nur gegen Einige oder 
Einen derſelben anſtellen, 11 05 dadurch ſeinen Anſpruch gegen die nicht in An⸗ 


ſpruch Be Verpflichteten zu verlieren. Derſelbe ift an die Reihenfolge 
der Indoſſamente nicht gebunden. i 


Artikel 50. 
Die Regreßanſprüche des Inhabers, welcher den Wechſel Mangels Zah- 
lung hat roten laſſen, beſchränken ſich auf: 
J) die nicht bezahlte Wechſelſumme nebſt 6 Prozent jährlicher Zinſen vom 
Verfalltage ab, 
2) die Proteſtkoſten und anderen Auslagen, 


3) eine Proviſion von 3 Prozent. 

Die vorſtehenden Beträge müſſen, wenn der Regreßpflichtige an einem 
anderen Orte als dem Zahlungsorte wohnt, zu e Kurſe gezahlt werden, 
welchen ein vom ln auf den Wohnort des Regreßpflichtigen gezogener 
Wechſel auf Sicht hat. Beſteht am Zahlungsorte kein Kurs auf jenen Wohn⸗ 
ort, ſo wird der Kurs nach demjenigen Platze genommen, welcher dem Wohnorte 
des Regreßpflichtigen am nächſten liegt. Der Kurs iſt auf Verlangen des Re⸗ 

reßpflichtigen durch einen unter öffentlicher Autorität ausgeſtellten Kurszettel oder 
Arch das Atteſt eines vereideten Mäklers oder, in Ermangelung derſelben, durch 
ein Atteſt zweier Kaufleute zu beſcheinigen. 


Artikel 51. 


Der Indoſſant, welcher den Wechſel eingelöſt oder als Rimeſſe erhalten 
hat, iſt von einem früheren Indoſſanten oder von dem Ausſteller zu fordern 
berechtigt?: 

1) die von ihm Be ahlte oder durch Rimeſſe berichtigte Summe nebſt 
6 Prozent jährlicher Zinſen vom Tage der Zahlung, | 
2) die ihm entſtandenen Koſten, 

3) eine Proviſion von 3 Prozent. 5 

Die vorſtehenden Beträge müſſen, wenn der Regreßpflichtige an einem 

al: 


urs 
ö 8 welcher dem Wohnorte des Regreßpflichtigen 
am nächſten liegt. Wegen der Beſcheinigung des Kurſes kommt die Beſtimmung 


Artikel 52. 
Durch die Beſtimmungen der Art. 50. und 51. Nr. 1. und 3. wird bei 


einem Regreſſe auf einen ausländiſchen Ort die Berechnung höherer, dort zu⸗ 
läſſiger Sätze nicht ausgeſchloſſen. 


Artikel 53. 


Der Regreßnehmer kann über den Betrag ſeiner Forderung einen Rück⸗ 
wechſel auf den Regreßpflichtigen ziehen. Der Forderung treten in dieſem Falle 
noch die Mäklergebühren für Negozirung des Rückwechſels, ſowie die etwaigen 
Stempelgebühren, hinzu. Der Rückwechſel muß auf Sicht zahlbar und unmittel⸗ 
bar (à drittura) geſtellt werden. f f 


i Artikel 54. 
Der Regreßpflichtige iſt nur gegen Auslieferung des Wechſels, des Pro⸗ 
teſtes und einer quittirten Retour⸗Rechnung Zahlung zu leiſten verbunden. 
Artikel 55. 


Jeder ek Nen der einen ſeiner Nachmänner befriedigt hat, kann ſein 
eigenes und ſeiner Nachmänner Indoſſament ausſtreichen. 


IX. Intervention. 
1. Ehrenannahme. 
Artikel 56. 


Befindet fi auf einem Mangels Annahme proteſtirten Wechſel eine auf 

den Zahlungsort lautende Nothadreſſe, fo muß, ehe Sicherſtellung verlangt wer⸗ 

den kann, die Annahme von der Nothadreſſe gefordert werden. Unter mehreren 

Nothadreſſen gebührt derjenigen der Vorzug, durch deren Zahlung die meiſten 
Verpflichteten befreit werden. i 5 


Artikel 57. 


Die Ehren⸗Annahme von Seiten einer nicht auf dem Wechſel als Noth⸗ 
adreſſe benannten Perſon braucht der Inhaber nicht zuzulaſſen. A 
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Artikel 58. 
Der Ehren⸗Acceptant muß ſich den Proteſt Mangels Annahme gegen Er⸗ 


ſtattung der Koſten aushändigen und in einem Anhange zu le die Ehren: 


Annahme bemerken laſſen. Er muß den Honoraten unter Ueberſendung des 
Proteſtes von der geſchehenen Intervention benachrichtigen und dieſe Benachrichti⸗ 
gung mit dem Profteſte innerhalb zweier Tage nach dem Tage der Proteſterhebung 
zur Poſt geben. Unterläßt er dies, ſo haftet er für den durch die Unterlaſſung 
entſtehenden Schaden. 

Artikel 59. 


Wenn der Ehren-Acceptant unterlaſſen hat, in feinem Accepte zu bemerken, 
zu weſſen Ehren die Annahme geſchieht, fo wird der Ausſteller als Honorat 
angeſehen. 

Artikel 60. 


Der Ehren⸗Acceptant wird den ſämmtlichen Nachmännern des Honoraten 
durch die Annahme wechſelmäßig verpflichtet. Dieſe Verpflichtung erliſcht, wenn 
dem Ehren⸗Acceptanten der Wechſel nicht ſpäteſtens am zweiten Werktage nach dem 
Zahlungstage zur Zahlung vorgelegt wird. 


Artikel 61. 


Wenn der Wechſel von einer Nothadreſſe oder einem anderen Inter⸗ 
venienten zu Ehren angenommen wird, ſo haben der Inhaber und die Nach⸗ 
männer des Honoraten keinen Regreß auf Sicherſtellung. Derſelbe kann aber 
von dem Honoraten und deſſen Vormännern geltend gemacht werden. 


2. Ehrenzahlung. 
Artikel 62. 


Befinden ſich auf dem von dem Bezogenen nicht eingelöſten Wechſel oder 
der Kopie Nothadreſſen oder ein Ehren⸗Accept, welche auf den Zahlungsort 
lauten, fo muß der Inhaber den Wechſel ſpäteſtens am zweiten Werktage nach 
dem le den ſämmtlichen Nothadreſſen und dem Ehren⸗Acceptanten 
zur Zahlung vorlegen, und den Erfolg im Proteſte Mangels Zahlung oder in 
einem Anhange zu demſelben bemerken laſſen. Unterläßt er dies, ſo verliert er 
den Regreß gegen den Adreſſanten oder Honoraten und deren Nachmänner. 
Weiſt der Inhaber die von einem anderen Intervenienten angebotene Chren- 
zahlung zurück, fo verliert er den Regreß gegen die Nachmänner des Honoraten. 


Artikel 63. 
Dem Ehrenzahler muß der Wechſel und der Proteſt Mangels Zahlung 
gegen Erſtattung der Koſten ausgehändigt werden. Er tritt durch die Ehren⸗ 
deen die Rechte des Inhabers (Art. 50. und 52.) gegen den Honoraten, 
eſſen Vormänner und den Acceptanten. 90 
1 


Artikel 64. 3 en 
Unter Mehreren, welche fich zur Ehrenzahlung erbieten, gebührt demjenigen 
der Vorzug, durch deſſen Zahlung die meiſten Wechſelverpflichteken befreit werden. 
Ein Intervenient, welcher zahlt, obgleich aus dem Wechſel oder Proteſte erſicht⸗ 
lich iſt, daß ein Anderer, dem er hiernach nachſtehen müßte, den Wechſel einzu⸗ 
löſen bereit war, hat keinen Regreß gegen diejenigen Indofſanten, welche durch 
Leiſtung der von dem Anderen angebotenen Zahlung befreit worden wären. 


Artikel 65. 


Der Ehren-Acceptant, welcher nicht zur Zahlun sleiſtung gelangt, weil der 
1 oder ein anderer Intervenient bezahlt hat, ft berechtigt, von dem Zah⸗ 


lenden eine Proviſion von 3 Prozent zu verlangen. 


X. Vervielfältigung eines Wechſels. 
1. Wechſelduplikate. 
Artikel 66. 


Der Ausſteller eines gezogenen Wechſels iſt verpflichtet, dem Remittenten 
auf Verlangen mehrere gleichlautende Exemplare des Wechſels zu überliefern. 
Dieſelben müſſen im Konterte als Prima, Sekunda, Tertia u. ſ. w. bezeichnet 
ſein, widrigenfalls jedes Exemplar als ein für ſich en Wechſel (Sola⸗ 
Wechſel) erachtet wird. Auch ein Indoſſatar kann ein Duplikat des Wechſels 
verlangen. Er muß ſich dieſerhalb an ſeinen unmittelbaren Vormann wenden, 
welcher wieder an ſeinen Vormann zurückgehen muß, bis die Anforderung an 
den Ausſteller gelangt. Jeder Indoſſatar kann von ſeinem Vormanne verlangen, 
daß die früheren Indoſſamente auf dem Duplikate wiederholt werden. 


Artikel 67. 


i Iſt von mehreren ausgefertigten i ee das eine bezahlt, ſo verlieren 
dadurch die anderen ihre Kraft. Jedoch bleiben aus den übrigen Exemplaren 
verhaftet: 

1) der Indoſſant, welcher mehrere Exemplare deſſelben Wechſels an verſchie⸗ 
dene Perſonen indoſſirt hat, und alle ſpäteren Indoſſanten, deren Unter⸗ 
ſchriften ſich auf den, bei der Zahlung nicht zurückgegebenen Exemplaren 
befinden, aus ihren Indoſſamenten; 

2) der Acceptant, welcher mehrere Exemplare deſſelben Wechſels acceptirt 
hat, aus den Accepten auf den bei der Zahlung nicht zurückgegebenen 


Exemplaren. 
Artikel 68. f 
Wer eines von mehreren Exemplaren eines Wechſels zur Annahme verſandt 
(Nr. 6648.) 31 hat, 
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hat, muß auf den übrigen Exemplaren bemerken, bei wem das von ihm zur An⸗ 
nahme verfandte Exemplar anzutreffen iſt. Das Anterlaſſen dieſer Bemerkung 
entzieht jedoch dem Wechſel nicht die Wechſelkraft. Der Verwahrer des zum 
Accepte verſandten Exemplars iſt verpflichtet, daſſelbe demjenigen ee | 
der ſich als Indoſſatar (Art. 36.) oder auf andere Weiſe zur Empfangnahme 
legitimirt. 

Artikel 69. 


Der Inhaber eines Duplikats, auf welchem angegeben iſt, bei wem das 
a verſandte Exemplar ſich befindet, kann Mangels Annahme deſſelben 
en Regreß auf Sicherſtellung und Mangels Zahlung den Regreß auf Zahlung 
nicht eher nehmen, als bis er durch Proteſt hat feſtſtellen laſſen: 
1) daß das zum Accepte verſandte Exemplar ihm vom Verwahrer nicht 
verabfolgt worden iſt, und a 
2) daß auch auf das Duplikat die Annahme oder die Zahlung nicht zu 
erlangen geweſen. 


2. Wechſelkopien. 
Artikel 70. 


Wechſelkopien müſſen eine Abſchrift des Wechſels und der darauf befind⸗ 
h Indoſſamente und Vermerke enthalten und mit der Erklärung: „bis hierher 
Abſchrift (Kopie)“ oder mit einer ähnlichen Bezeichnung verſehen fein. In der 
Kopie iſt zu bemerken, bei wem das zur Annahme verſandte Original des Wechſels 
anzutreffen iſt. Das Unterlaſſen dieſes Vermerkes entzieht jedoch der indoſſirten 
Kopie nicht ihre wechſelmäßige Kraft. 


Artikel 71. 


Jedes auf einer Kopie befindliche Original⸗Indoſſament verpflichtet den 
Indoſſanten eben fo, als wenn es auf einem Original-Wechſel ſtünde. 


Artikel 72. 


Der Verwahrer des Original-Wechſels iſt verpflichtet, denſelben dem Be⸗ 
ſitzer einer mit einem oder mehreren Original⸗Indoſſamenten verſehenen Kopie 
auszuliefern, ſofern ſich derſelbe als Indoſſatar oder auf andere Weiſe zur 
Empfangnahme legitimirt. Wird der Original⸗Wechſel vom Verwahrer nicht aus: 
A fo iſt der Inhaber der Wechſelkopie nur nach Aufnahme des im Art. 69. 

r. I. erwähnten Proteſtes Regreß auf Sicherstellung und nach Eintritt des in 
der Kopie angegebenen Verfalltages Regreß auf Zahlung gegen diejenigen In⸗ 
doſſanten zu nehmen berechtigt, deren Oiigrnal⸗Jidoſame auf der Kopie 
befindlich ſind. 


XI Ab⸗ 


XI. Abhanden gekommene Wechſel. 
Artikel 73. 

Der Eigenthümer eines abhanden gekommenen Wechſels kann die Amor⸗ 
tiſation des Wechſels bei dem Gerichte des Zahlungsortes beantragen. Nach 
Einleitung des Amortiſations-Verfahrens kann derſelbe vom Acceptanten Zahlung 
fordern, wenn er bis zur Amortiſation des Wechſels Sicherheit beſtellt. Ohne 
eine ſolche Sicherheitsſtellung iſt er nur die Depoſition der aus dem Accepte 
ſchuldigen Summe bei Gericht oder bei einer anderen zur Annahme von Depo⸗ 
ſiten ermächtigten Behörde oder Anftalt zu fordern berechtigt. 


Artikel 74. 


Der nach den Beſtimmungen des Art. 36. legitimirte Beſitzer eines 
Wechſels kann nur dann zur Herausgabe deſſelben angehalten werden, wenn er 
den Wechſel in böſem Glauben erworben hat oder ihm bei der Erwerbung des 
Wechſels eine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. 


XII. Falſche Wechſel. 


Artikel 75. 


Auch wenn die Unterſchrift des Ausſtellers eines Wechſels falſch oder ver⸗ 
fälſcht iſt, behalten dennoch das echte Accept und die echten Indoſſamente die 
wechſelmäßige Wirkung. 

Artikel 76. 


8 Aus einem, mit einem falſchen oder verfälſchten Accepte oder Indoſſamente 
verſehenen Wechſel bleiben ſämmtliche Indoſſanten und der Ausſteller, deren 
Unterſchriften echt ſind, wechſelmäßig verpflichtet. 5 


XIII. Wechſelverjährung. 


Artikel 77. 
Der wechſelmäßige Anſpruch gegen den Acceptanten verjährt in drei Jahren 

vom Verfalltage des Wechfele an gerechnet. 
Artikel 78. 


„Die Regreßanſprüche des Inhabers (Art. 50.) gegen den Ausſteller und 
die übrigen Voͤrmänner verjähren: n 5 
1) in 3 Monaten, wenn der Wechſel in Europa, mit Ausnahme von Island 
\ und den Faröern, zahlbar war; Er 

Nr. 6648) N in 


„„ — 


2) in 6 Monaten, wenn der Wechſel in den Küſtenländern von Aſien und 5 
Afrika längs des Mittelländiſchen und Schwarzen Meeres, oder in den 
dazu gehörigen Inſeln dieſer Meere zahlbar war 

3) in 18 Monaten, wenn der Wechſel in einem andern außereuropäiſchen 
Lande oder in Island oder den Faröern zahlbar war.“ 


Die Verjährung beginnt gegen den Inhaber mit dem Tage des erhobenen 
Proteſtes. 


Artikel 79. 


Die Regreßanſprüche des Indoſſanten (Art. 51.) gegen den Ausſteller und 
die übrigen Vormänner verjähren: 
1) in 3 Monaten, wenn der Regreßnehmer in Europa, mit Ausnahme von 
Island und den Faröern, wohnt; 


2) in 6 Monaten, wenn der Regreßnehmer in den Küſtenländern von Aſien 
und Afrika längs des Mittelländiſchen und Schwarzen Meeres, oder in 
den dazu gehörigen Inſeln dieſer Meere wohnt; 

3) in 18 Monaten, wenn der Regreßnehmer in einem anderen außereuro⸗ 
päiſchen Lande oder in Island oder den Faröern wohnt. 


Gegen den Indoſſanten läuft die Friſt, wenn er, ehe eine Wechſelklage 
egen ihn angeſtellt worden, gezahlt hat, vom Tage der Zahlung, in allen 
übrigen Fällen aber vom Tage der ihm geſchehenen Behändigung der Klage 
oder Ladung. 

Artikel 80. 


Die Verjährung (Art. 77 — 79.) wird nur durch Behändigung der Klage 
unterbrochen, und nur in Beziehung auf denjenigen, gegen welchen die Klage 
e iſt. Jedoch vertritt in dieſer Hinſicht die von dem Verklagten geſchehene 

treitverkündigung die Stelle der Klage. 


XIV. Klagerecht des Wechſelgläubigers. 


Artikel 81. 


Die wechſelmäßige Verpflichtung trifft den Ausſteller“ Acceptanten und 
Indoſſanten des Wechſels, ſo wie einen Jeden, welcher den Wechſel, die Wechſel⸗ 
kopie, das Accept oder das Indoſſament mitunterzeichnet hat, ſelbſt dann, wenn 
er ſich dabei nur als Bürge (per aval) benannt hat. Die Verpflichtung dieſer 
Perſonen erſtreckt ſich auf Alles, was der Wechſelinhaber wegen Nichter üllung 
der Wechſelverbindlichkeit zu fordern hat. Der Wechſelinhaber kann ſich wegen 
feiner ganzen Forderung an den Einzelnen halten; es ſteht in ſeiner Wahl, 
welchen Wechſelverpflichteten er zuerſt in Anſpruch nehmen will. 


5, 


| Artikel 82. : 
Der Wechſelſchuldner kann ſich nur ſolcher Einreden bedienen, welche aus 


dem Wechſelrechte ſelbſt hervorgehen oder ihm unmittelbar gegen den jedesmaligen 


Kläger zuſtehen. 
Artikel 83. 

Iſt die wechſelmäßige Verbindlichkeit des Ausſtellers oder des Acceptanten 
durch Verjährung oder dadurch, daß die zur Erhaltung des laben f ge de 
vorgeſchriebenen Handlungen verabſäumt find, erloſchen, ſo bleiben dieſelben dem 
Inhaber des Wechſels nur ſo weit, als ſie ſich mit deſſen Schaden bereichern 
würden, verpflichtet. Gegen die Indoſſanten, deren wechſelmäßige Verbindlichkeit 
erloſchen iſt, findet ein ſolcher Anſpruch nicht ſtatt. 


XV. Ausländiſche Geſetzgebung. 


Artikel 84. 


Die Fähigkeit eines Ausländers, wechſelmäßige Verpflichtungen zu über⸗ 
nehmen, wird nach den Geſetzen des Staats beurth eilt, welchem derſelbe angehört. 
Jedoch wird ein nach den Geſetzen ſeines Vaterlandes nicht wechſelfähiger Aus⸗ 
länder durch Uebernahme von a m im Inlande verpflichtet, 
inſofern er nach den Geſetzen des Inlandes wechſelfähig iſt. 


Artikel 85. 


Die weſentlichen Erforderniſſe eines im Auslande ausgeſtellten Wechſels, 
ſowie jeder anderen im Auslande ausgeſtellten Wechſelerklärung, werden nach 
den Geſetzen des Ortes beurtheilt, an welchem die Erklärung erfolgt iſt. Ent⸗ 
90 1 jedoch die im Auslande geſchehenen Wechſelerklärungen den Anforderungen 
es inländiſchen Geſetzes, ſo kann daraus, daß ſie nach ausländiſchen Geſetzen 
mangelhaft ſind kein Einwand gegen die Rechtsverbindlichkeit der ſpäter im In⸗ 
lande auf den Wechſel geſetzten Erklärungen entnommen werden. Ebenſo haben 
Wechſelerklärungen, wodurch ſich ein Inländer einem anderen Inländer im Aus⸗ 
lande verpflichtet, Wechſelkraft, wenn ſie auch nur den Anforderungen der inlän⸗ 


diſchen Geſetzgebung entſprechen. 


ſcheidet das dort geltende 
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Artikel 86. 
Ueber die Form der mit einem Wechſel an einem ausländiſchen Platze zur 
Ausübung oder es 1 Wechſelrechts vorzunehmenden Handlungen ent⸗ 
Recht. 
XVI. Proteſt. 
Artikel 87. 


Jeder Proteſt muß durch einen Notar oder einen Gerichtsbeamten auf: 
Ar. 6648.) a ge⸗ 


| a werden. Der Zuziehung von Zeugen oder eines Protokollführers 
edarf es dabei nicht. 


Artikel 88. 
Der Proteſt muß enthalten: 

1) eine wörtliche Abſchrift des Wechſels oder der Kopie und aller darauf 
befindlichen Indoſſamente und Bemerkungen, 

2) den Namen oder die Firma der Perſonen, für welche und gegen welche 

der Proteſt erhoben wird 

3) das an die Perſon, gegen welche proteſtirt wird, geſtellte Begehren ihre 
Antwort oder die Bemerkung, daß ſie keine gegeben habe oder nicht an⸗ 
zutreffen geweſen ſei 

4) die Angabe des Ortes, ſowie des Kalendertages, Monats und Jahres, 
an welchem die Aufforderung (Nr. 3.) geſchehen, oder ohne Erfolg ver- 
ſucht worden iſt 


5) im Falle einer Ehrenannahme oder einer Ehrenzahlung die Erwähnung, 
von wem, für wen und wie fie angeboten und geleiſtet wird; 


6) die Unterſchrift des Notars oder des Gerichtsbeamten, welcher den Proteſt 
aufgenommen hat, mit Beifügung des Amtsſiegels. 


Artikel 89. 
Muß eine wechſelrechtliche Leiſtung von mehreren Perſonen verlangt werden, 
ſo iſt über die mehrfache Aufforderung nur eine Proteſturkunde erforderlich. 
Artikel 90. 


Die Notare und Gerichtsbeamten ſind ar die von ihnen aufgenom- 
menen Proteſte nach deren ganzem Inhalte Tag für Tag und nach Ordnun des 
Datums in ein beſonderes Regiſter einzutragen, das von Blatt zu Blatt mit 

fortlaufenden Zahlen verſehen it 


XVII. Ort und Zeit für die Präſentation und andere im Wechſel— 
verkehr vorkommende Handlungen. 


Artikel 91. 


Die Präſentation zur Annahme oder Zahlung, die Proteſterhebung , die 
Abforderung eines Wechſelduplikats, ſowie alle ſonſtigen, bei einer beſtimmten 
Perſon vorzunehmenden Akte müſſen in deren Geſchäftslokal, und in Ermangelung 
eines ſolchen, in deren Wohnung vorgenommen werden. An einem anderen Orte 
z. B. an der Börſe, kann dies nur mit beiderſeitigem Einverſtändniſſe geſchehen. 
Daß das Geſchäftslokal oder die Wohnung nicht zu ermitteln ſei, iſt erſt a 

A 
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feſtgeſtellt anzunehmen, wenn auch eine dieſerhalb b. zeibehörde des 
Orts geſchehene Nachfrage des Notars oder des Gerichtsbeamten fruchtlos geblieben 


Ä it, welches im Proteſte bemerkt werden muß. 


8 Artikel 92. 


Verfällt der Wechſel an einem Sonntage oder allgemeinen Feiertage, ſo 
iſt der nächſte Werktag der Zahlungstag. Auch die Herausgabe eines Wechſel⸗ 
duplikats, die Erklärung über die Annahme, ſowie jede andere Handlung, können 
nur an einem Werktage gefordert werden. Fällt der Zeitpunkt, in welchem die 
Vornahme einer der vorſtehenden Handlungen ſpäteſtens gefordert werden mußte, 
auf einen Sonntag oder allgemeinen Feiertag, ſo muß dieſe Handlung am nächſten 
Werktage gefordert werden. Dieſelbe Beſtimmung findet auch auf die Proteſt⸗ 
erhebung Anwendung. 

Artikel 93. 


Beſtehen an einem Wechſelplatze allgemeine Zahltage (Kaſſirtage), fo braucht 
die Zahlung eines zwiſchen den Zahltagen fällig gewordenen Wechſels erſt am 
nächſten Zahltage geleiſtet zu werden, ſofern nicht der Wechſel auf Sicht lautet. 
Die im Artikel 41. für die Aufnahme des Proteſtes Mangels Zahlung beſtimmte 
Friſt darf jedoch nicht überſchritten werden. 


XVIII. Mangelhafte Unterſchriften. 


Artikel 94. 


Wechſelerklärungen, welche ſtatt des Namens mit Kreuzen oder anderen 
Zeichen vollzogen ſind, haben nur dann, wenn dieſe Zeichen gerichtlich oder notariell 
beglaubigt worden, Wechſelkraft. d 


Artikel 95. | 
Wer eine Wechſelerklärung als Bevollmächtigter eines Anderen unterzeichnet, 
ohne dazu Vollmacht zu haben, haftet perſönlich in gleicher Weiſe, wie der an⸗ 
gebliche Machtgeber gehaftet haben würde, wenn die Vollmacht ertheilt geweſen 


wäre. Daſſelbe gu von Vormündern und anderen Vertretern, welche mit Ueber⸗ 
ſchreitung ihrer Befugniſſe Wechſelerklärungen ausſtellen. 


Dritter Abſchnitt. 
Von eigenen Wechſeln. 


Artikel 96. 
Die weſentlichen Erforderniſſe eines eigenen (trockenen) Wechſels ſind: 
1) die in den Wechſel ſelbſt aufzunehmende nung als Wechſel, oder, 
Nahrgang 1867. (Nr. 6648) 9 wenn 


r 
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9 wenn der Wechſel in einer fremden Sprache ausgeſtellt iſt, ein jener 
CR Bezeichnung entſprechender Ausdruck in der fremden Sprache / | 
2) die Angabe der zu zahlenden Geldſumme . 
3) der Name der Perſon oder die Firma, an welche oder an deren Order 
der Ausſteller Zahlung leiſten will; 
4) die Beſtimmung der Zeit, zu welcher gezahlt werden ſoll (Art. 4. Nr. 4.) 
5) die Unterſchrift des Ausſtellers mit feinem Namen oder feiner Firma, 
6) die Angabe des Ortes, Monatstages und Jahres der Ausſtellung. 


Artikel 97. a 
Der Ort der Ausſtellung gilt für den eigenen Wechſel, inſofern nicht ein 
beſonderer Zahlungsort angegeben iſt, als Zahlungsort und zugleich als Wohnort 
des Ausſtellers. 
Artikel 98. 


Nachſtehende, in dieſem Geſetze für gezogene Wechſel gegebene Vorſchriften 
gelten auch für eigene Wechſel: 
1) die Artikel 5. und 7. über die Form des Wechſels; 

Ss 2) die Artikel 9. bis 17. über das Indoſſament; 

we. ' 3) die Artikel 19. und 20. über die Präſentation der Wechſel auf eine Zeit 

5 nach Sicht mit der Maaßgabe, daß die Präſentation dem Ausſteller 

geſchehen muß 
4) der Artikel 29. über den Sicherheitsregreß mit der Maaßgabe, daß der⸗ 

. ſelbe im Falle der Unſicherheit des Ausſtellers ſtattfindet / 

ne 5) die Artikel 30. bis 40. über die Zahlung und die Befugniß zur Depo- 
. ſition des fälligen Wechſelbetrages mit der Maaßgabe, daß letztere durch 
den Ausſteller geſchehen kann 

6) die Artikel 41. und 42., ſowie die Artikel 45. bis 55. über den Regreß 
Mangels Zahlung gegen die Indoſſanten; 

7) die Artikel 62. bis 65. über die Ehrenzahlung / 

8) die Artikel 70. bis 72. über die Kopien; 

9) die Artikel 73. bis 76. über abhanden gekommene und falſche Wechſel 
mit der Maaßgabe, daß im Falle des Artikel 73. die Zahlung durch den 
Ausſteller erfolgen muß / 

10) die Artikel 78. bis 96. über die allgemeinen Grundſätze der Wechſel⸗ 
verjährung, die Verjährung der Regreßanſprüche gegen die Se 
das 1 des Wechſelgläubigers, die ausländiſchen Wechſelgeſetze, 


den Prokeſt, den Ort und die Zeit für die Präſentation und andere 1 
Wechſel⸗ 


eb ee 


| Wechſelverkehr vorkommende Handlungen „ ſowie über mangelhafte | 
Unterschriften. DR | 3 


Artikel 9. 


Eigene domizilirte Wechſel find dem Domiziliaten oder, wenn ein ſolcher 
nicht benannt iſt, dem Ausſteller ſelbſt an demjenigen Orte, wohin der Wechſel 
domizilirt iſt, zur Zahlung zu präſentiren und, wenn die Zahlung unterbleibt, 
dort zu proteſtiren. Wird die rechtzeitige Proteſterhebung beim Domiziliaten ver⸗ 
abſäumt, ſo geht dadurch der wechſelmäßige Anſpruch gegen den Ausſteller und 
die Indoſſanten verloren. f 

Bei nicht domizilirten eigenen Wechſeln bedarf es zur Erhaltung des 
Wechſelrechtes gegen den Ausſteller weder der Präſentation am Zahlungstage, noch 
der Erhebung eines Proteſtes. 


Artikel 100. 


Der wechſelmäßige Anſpruch gegen den Ausſteller eines eigenen Wechſels 
verjährt in drei Jahren, vom Verfalltage des Wechſels an gerechnet. 


Aulage B. 


Die in den $$. 103. bis 119. der Wechſelordnung für das Herzogthum 
Holſtein vom 23. Februar 1854. uͤber das Verfahren in Wechſelſachen 
enthaltenen Vorſchriften. 


$. 103. 


Die Wechſelklage kann mündlich oder ſchriftlich von dem Kläger in Perſon 
oder durch einen Bevollmächtigten angebracht werden. Die zur Begründung der 
Klage dienenden Urkunden, namentlich Wechſel und Proteſte, ſind gleichzeitig mit 
der Klage im Original und in Abſchrift zu übergeben. 

Der Antrag iſt darauf zu richten, den Beklagten zur Anerkennung ſeiner 
Unterſchrift, demnächſt aber zur Zahlung oder Erfüllung ſeiner ſonſtigen Ver⸗ 
bindlichkeit nach Wechſelrecht anzuhalten. 


$. 104. 


Wird nicht der Wechſelprozeß ſofort vom Gericht für unſtatthaft erklärt, 
und daher die Klage angebrachtermaßen abgewieſen, ſo iſt ein möglichſt naher, 
auf keinen Fall aber in den Städten über 2 und in den Landdiſtrikten über 
8 Tage auszuſetzender Termin anzuberaumen, und der Beklagte unter abſchrift⸗ 
licher Mittheilung der eingereichten oder bei der Behörde zu Protokoll gegebenen 
Klage und deren Anlagen vorzuladen, um ſich in dem Termin über feine Unter⸗ 
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ſchrift zu erklären und gerichtlichen 1 0 zu gewärtigen. Der Antrag auf 
Verhängung eines vorläufigen Perſonal⸗ oder Real⸗Arreſtes zur Sicherheit iſt 
auch wegen Wechſelforderungen nur dann ſtatthaft, wenn die nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen dazu erforderlichen Vorausſetzungen vorhanden ſind. 


$. 105. 


Auf Antrag des Beklagten darf der anberaumte Termin nur dann aus⸗ 
geſetzt werden, wenn derſelbe Umſtände beſcheinigt, welche ihm nicht allein das 
perſönliche Erſcheinen, ſondern auch die Bevollmächtigung und Inſtruirung eines 
Anderen unmöglich machen. 


$. 106. 


Erſcheint der Beklagte in dem Termine nicht, jo wird unter Verurtheilung 
deſſelben in die Terminskoſten eine zweite Citation, in den Städten auf den 
folgenden Tag, in den Landdiſtrikten aber auf längſtens dreimal 24 Stunden unter 
der Verwarnung wider ihn abgegeben, daß beim abermaligen Ausbleiben ſeine 
Unterſchrift für anerkannt angeſehen und er ſeiner Einreden wider den Wechſel 
für verluſtig erklärt werden wird. i 

Beim Ausbleiben in dieſem Termin iſt der on auf Antrag des 
Klägers zur Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit innerhalb dreier Tage bei Vermeidung 
der Wechſelexekution unter Erſtattung der in dem Erkenntniß zu beſtimmenden 
Koſten zu verurtheilen. 


$. 107. | i 
Im Termine müſſen beide Theile perſönlich oder durch hinlänglich Be 
vollmächtigte erſcheinen. Die Vertretung durch Advokaten iſt den Parteien zu 
geſtatten. a 
$. 108. 
Erſcheint der Beklagte und erkennt er ohne Einreden die Richtigkeit feiner 
Anterſchrift an, fo wird er ſofort zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit unter Er⸗ 
ſtattung der in dem Erkenntniß zu beſtimmenden Koſten innerhalb dreier Tage 
bei Vermeidung der Wechſelexekution verurtheilt. 


$. 109. 


Leugnet dagegen der Beklagte, ohne Einreden vorzuſchützen, feine Unter⸗ 
ſchrift des Wechſels, des Indoſſaments, oder des Accepts ab, und erbietet ſich 
zur eidlichen Diffeſſion derſelben, ſo wird zur Leiſtung des Eides ein ander⸗ 
weitiger naher, nicht über 3 Tage zu erſtreckender Termin angeſetzt, nach abge 
leifteten Eide aber der Beklagte von der Wechſelklage entbunden und der Kläger 
in die Koſten verurtheilt. ill der Kläger den Beklagten den Diffeſſionseid 
nicht ſchwören laſſen, fo ſteht ihm frei, unter Erſtattung der Koſten das Wechſel⸗ 
verfahren fallen zu laſſen und fein Recht im ordentlichen Prozeſſe auszuführen. 
Beweis durch Vergleichung der Handſchrift iſt im Wechſelprozeſſe Be 2 


: $. 110. | 
| Von verzögerlichen Einreden find nur diejenigen zuläffig, welche auf die 
Inkompetenz des Gerichts, die mangelnde Legitimation zur Sache oder zum 
Prozeß, auf weſentliche Fehler der Klage oder der Ladung, oder endlich auf die 
| weich ft 9 der Forderung ſelbſt geſtützt werden, inſofern ſie ſofort er⸗ 
weislich ſind. 
Die Einrede der fehlenden Sicherheit wegen der Prozeßkoſten und Wider⸗ 
klage iſt unſtatthaft. N f 


F. 111. 


Von zerſtörlichen Einreden ſind nur zuläſſig, inſofern dieſelben aus dem 
Wechſel oder ſonſt liquide oder durch Urkunden, Augenſchein oder Geſtändniß 
ſofort erweislich ſind: 


1) diejenigen, welche aus der Unvollſtändigkeit des Wechſels, oder aus der 
unterlaſſenen Beobachtung des zur Aufrechthaltung der Gültigkeit der 
Wechſelforderung vorgeſchriebenen Verfahrens erwachſen; 


2) die Einrede der mangelnden Wechſelfähigkeit / 


3) die Einrede der vorgenommenen Fälſchung des Wechſels nach geſchehener 
Unterſchrift des Bellagten; 2 


4) ſonſtige zerſtörliche Einreden, welche aus der Perſon des Beklagten un⸗ 
mittelbar gegen den Kläger ſelbſt gerichtet find. 


Alle anderen peremtoriſchen Einreden werden zur beſonderen Ausführung 
verwieſen, ohne daß deshalb dem Kläger, inſofern er nicht ein Ausländer iſt, 
eine Kaution auferlegt werden darf. 

5 Beweis durch Abhörung von Zeugen und Eidesdelationen wider den Kläger 
ſind in dieſem Verfahren nicht ſtatthaft. 


§. 112. 


Eine Verpflichtung des Klägers zur Urkunden⸗Edition oder zur Ableiſtung 
des Editionseides findet im Wechſelprozeß nicht ſtatt. 


$. 113. 


Ein ſchriftliches Verfahren zwiſchen den Parteien iſt nicht zuzulaſſen, doch 
darf der Beklagte im Termin eine ſchriftliche Vernehmlaſſung übergeben, die vom 
Gericht zu verleſen und dem Protokoll anzulegen iſt. 85 

Nach beendigter mündlicher Verhandlung, deren weſentlicher Inhalt zu 
Protokoll zu nehmen, iſt das Erkenntniß ſofort, oder in einem neuen, den Par⸗ 

teien ſogleich bekannt zu machenden Termine abzugeben, welcher jedoch auch in 
verwickelten Fällen nicht über 3 Tage hinausgeſetzt werden darf. 0 
i In dem Erkenntniß iſt zugleich über die Koſten zu entſcheiden und der 
Betrag zu erſtattender Koſten iſt im Termin zu liquidiren. 85 
(Nr. 6648.) $. 114, 
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6. 114. 


Wird der Beklagte zur Zahlung oder Erfüllung einer ſonſtigen Wechſel⸗ 
verbindlichkeit verurtheilk, fo iſt dem Erkenntniſſe innerhalb dreier Tage bei Ver⸗ 
meidung der Wechſelexekution Folge zu leiſten. 


$. 115. 


Die Wechſelexekution beſteht in der perſönlichen Haft des Beklagten, 
welche nach fruchtloſem Ablauf der 3 Tage (F. 114.) auf Antrag des Klägers 
ſofort zu vollziehen iſt. 

Der Beklagte iſt in dieſem Falle in bürgerlichen Arreſt zu ſetzen. 

Kautionsleiſtung oder theilweiſe Bezahlung befreit nicht vom Arreſte. 

Kann der Schuldner ſich ſelbſt im Arreſte nicht unterhalten, ſo hat der 
Gläubiger die nach richterlichem Ermeſſen zu beſtimmenden Unterhaltungskoſten 
von Zeit zu Zeit vorzuſchießen, auch zu dem Ende ſogleich Anfangs Kaution zu 
beſtellen. Sobald der Gläubiger den Vorſchuß nicht mehr leiſtet, wird der 
Schuldner aus dem Arreſt entlaſſen. 


$. 116. 


Der Wechſelarreſt dauert in der Regel ſo lange, bis der Gläubiger voll⸗ 
ſtändig befriedigt iſt, oder in die Aufhebung deſſelben einwilligt, oder mit der 
Leiſtung des beſtimmten Vorſchuſſes zu den Unterhaltungskoſten inne hält. 

Wenn jedoch der Schuldner ſeine Güter den Gläubigern abtritt, oder über 
das Vermögen deſſelben Konkurs erkannt wird, ſo iſt er aus dem Wechſelarreſte 
zu entlaſſen. 


5. 117. 


Auf die Exekution in das Mobiliar oder Immobiliarvermögen des Be⸗ 
klagten nach den darüber beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften kann der Kläger 
auch dann antragen, wenn er perſönlichen Arreſt verlangt hat, und iſt dieſer dann 
n die zu vollſtrecken. 

ie Zuläſſigkeit der Verhängung des Realarreſtes iſt nach den Vorſchriften 
des $. 104. zu beurtheilen. 

Wider Wechſelſchuldner, welche vom perſönlichen Arreſt befreit find ($. 2.) , 
iſt nur die Exekution in das Vermögen zuläſſig. 


$. 118. 


Wider Erkenntniſſe im Wechſelprozeſſe iſt nur das Rechtsmittel der Suppli⸗ 
kation an das betreffende Oberdikaſterium zuläſſig, welches entweder gleich nach 
Publikation des Erkenntniſſes mündlich, oder innerhalb dreier Tage, vom Tage der 
Publikation deſſelben gerechnet, ſchriftlich zu interponiren und bei Verluſt deſſelben 
binnen einer, keiner Verlängerung fähigen Friſt von drei Wochen zu proſequiren 
iſt. Die Rekursſchrift darf vor Ablauf der Friſt bei dem judieio a quo zur 
Beförderung an das Obergericht eingereicht werden. ai 

ur 


1 Für Altona iſt wider ſolche Erkenntniſſe nur die Provokation an den dor⸗ 
156 1 nach den näheren Vorſchriften der Verfügung vom 21. Oktober 
d eſtattet. 

enn die Wechſelſumme 8 Thlr. R. M. nicht überſteigt, findet überhaupt 
kein Rekurs wider das Erkenntniß ſtatt. 


§. 119. 
' Das Rechtsmittel der Supplikation oder die Provokation von Seiten des 
verurtheilten Beklagten hat nur dann Suspenſiveffekt, wenn der Beklagte die 
Wechſelſumme nebſt Koſten und Zinſen bis zur Erledigung des eingewandten 
Rechtsmittels gerichtlich deponirt oder in dieſer Beziehung eine nach richterlichem 
Ermeſſen ausreichende Kaution leiſtet. i 


(Nr. 6649.) Allerhöchſter Erlaß vom 6. Mai 1867., betreffend die Ausübung der Gerichts- 
barkeit in den an die Krone Preußen abgetretenen, vormals Königlich 
Bayeriſchen Gebietstheilen, außer der Enklave Kaulsdorf. 


Alf Ihren Bericht vom 29. April d. J. beſtimme Ich im Anſchluſſe an 
Meine Order vom 22. Dezember v. J. (Geſetz-Samml. für 1867. S. 6. und 7.), 
was folgt: 

1) Die Landgerichte in Orb, Weyhers und Hilders werden unter der Be⸗ 
zeichnung Königlicher Juſtizämter, das erſtere dem Bezirke des Ober⸗ 
Herget zu Hanau, die beiden letzteren dem des Obergerichts zu Fulda 
ergeſtalt einverleibt, daß über die Zuſtändigkeit der Gerichte ihre Zu⸗ 
ſammenſetzung und das le Verfahren in Civil⸗ und Straf⸗ 
ſachen diejenigen Geſetze, Verordnungen und ſonſtigen Normen entſcheiden, 
welche in den Bezirken der genannten Obergerichte gelten. 

2) Die Wahl der zur Verhandlung und Wurheilung untergerichtlicher 
Strafſachen heranzuziehenden Schöffen erfolgt bis auf Weiteres durch die 
Ortsvorſtände des Gerichtsbezirks unter dem Vorſitz des Juſtizbeamten. 

3) In Betreff der Anwaltsgebühren, der Stempel- und ſonſtigen Gerichts⸗ 
koſten in Straf- und Prozeßſachen, ſowie der Art und Weiſe ihrer Er⸗ 

hebung kommen die unter 1. bezeichneten Vorſchriften gleichfalls zur 
Anwendung. 
Sie, der Juſtizminiſter, werden ermächtigt, die zur Ausführung dieſer 
Meiner Order erforderlichen Anordnungen zu galuſſeh 5 
Berlin, den 6. Mai 1867. 
Wilhelm. 


Gr. zur Lippe. 
An den Juſtizminiſter. 


(Nr. 66486650.) (Nr. 6650.) 


(Nr. 6650.) Verordnung, betreffend die Juſtizverwaltung und die Einführung der im 
Landgerichtsbezirk Coblenz geltenden Geſetze in dem vormals Heſſen⸗ 
Homburgſchen Oberamt Meiſenheim. Vom 13. Mai 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen hiermit Folgendes: n 


Sa 5 

Das bisher zur Landgrafſchaft Heſſen⸗Homburg gehörige Oberamt Meiſen⸗ 
heim ſoll vom 1. Juli d. I. ab einen beſonderen Friedensgerichtsbezirk bilden 
und in Beziehung auf Kompetenz und Verfahren der Juſtizbehörden ſo angeſehen 
und behandelt werden, wie ein bisher ſchon zum Landgerichte Coblenz, beziehungs⸗ 
weiſe zum Unterſuchungsamte Simmern gehöriges Friedensgericht. 


$. 2. 

Alle feit dem 5. April 1815. ergangenen, das Civil- und Strafrecht, ſowie 
die Civil- und Strafrechtspflege bettefſendeg Geſetze, Verordnungen und Beſtim⸗ 
mungen, welche in dem Landgerichtsbezirk Coblenz Geſetzeskraft haben, werden 
hierdurch mit derſelben Wirkung vom 1. Juli d. J. ab in dem bisherigen Bezirk 
des Oberamts Meifenheim für eingeführt erklärt und dagegen die ſeit jenem Zeit⸗ 
u von der Landgräflich Homburgiſchen und der Großherzoglich Heſſiſchen 

egierung in den angegebenen Beziehungen erlaſſenen Geſetze, Verordnungen und 
Biſtimeumgen aufgehoben. 


H. 3. 
Mit der Ausführung der hiernach erforderlichen Anordnungen wird der 
Juſtizminiſter beauftragt. 8 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 13. Mai 1867. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
i (R. v. Decker), 


